
11- J-81-8 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nati\lnalralcs , 
XlII. Gesetzgebungsperiode 

REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

1010 Wien, den ........ ..26 ....... Juli ......................... 197.3 
StUbenrlng 1 
T clophon 57 5655 

Zl.200235/3-6-1/1973 

B e a n t W 0 I' tun g 

der A..llfrage der Abgeordneten i""lELTER und 
Genossen &>1 den Bundesminister für so­
ziale Ver\"altung betreffend Ausgleichs­
zulagen-Richtsatz für getrennt lebende 

. Ehegatten (Noo1409/J) 

In der vorliegenden Anfrage wird ausgeführt~ 

daß im Zuge der 29oASVG-·Novelle ein Farnilienricht-­

satz eingeführt, dafür jedoch der früher bestandene 

Erhöhungsbetrag für die Ehegattin 9J.lfgehoben 1tIOrdcn 

sei. Die Neuregelung schließe nun aus, d.aß bei gö-
( 

trennt lebenden Ehegatten der F8.TIli.lienricht s at: 2; an--

gewendet~'lerden ka."lll. Eine Erhöhu:r.tg d.es Richtsatzcs 

'Vlegen Sorgepflicht für die Ehegattin sei n.icht :mehr 

möglich. Dadurch "tJÜrden jene Pensionsempfän.ger i.n 

Schwierigkeiten geraten, die nur eine GesamtpcIlsion 

einschließlich Ausgleichszulage von 1.800 S zuerkannt 

erhalten und damit auch ihre Unterhaltsverpflichtüng 

für die Ehegattin finanzieren müßten .. Ausgesp:;::,och8::J.G 

Notlagen seien die Folge. 

Schließlich \'I[erden an mich folgende l!'ragen ge­

richtet: 

",1) v.Jar beabsichtigt, für getrelli'1t lebende Ehegatten 

keine höhere EinkorrL.llensgrenze festz.usetzen itrie 

für Einzelpersonen? 

2) Welche l'1öglichkeit besteht derzeit, Unterhaltsver­

pflichtungen für getrennt lebende Ehegatten Dei 

der Ausgleichszulagenbem8ssung zu berücksichtigen? 
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3) Wenn Frage 2 ) mit nein be&'1.twortet ~'lird: Herden 

Sie in einer kOIrllIlenden Novelle ,yorsehen, diese un-· 

soziale Härte zu beseitigen?lI 

In Beant\'mrtung dieser Anfrage beehre ich mich 

folgendes mitzuteilen: 

Zu .:'i): 
Die Einführung eines Familienrichtsatzes für im 

gemeinsamen Haushalt lebende Ehegatten bedel1.tet nicht 

nur, daß für ein solches Ehepaar ein höherer' Richt;-

satz gilt, sondern auch, daß der ... ~naDruch auf l1.u.[J---'- . 

gleichszulage vom gesamten Einkommen des ?en.;:üonsbe­

rechtigten und seines Ehepartners abhängig ist~ Da::, 

im gemeinsamen Haushalt lebende Ehepaar iriird als "'Ji:-ct-

scha.ftliche Einhej .. t betrachtet 11) Die lln~len\iu~1.g des Elle-. _. 
paarrichtsatzes muß daher nicht in jedem Fall für den 

Pensionsbcl'echtigten vorteilhaft Gciuo Henn der Ehe-

partner des Pensionsberechtigten über 

Einkoilllllen verfügt, führt das zu einer 

• • "t~. e1n en~sprecnenQes 

r1i11de:CUI1[~ Od .. CL 

ZUp-l \;iegfall des Ausgleichszulagenanspruches " Der IlC1J.cn 

Regelung lag de::- Gedanke zugru.nde, daß nach dem, ois-· 

herigen System. einerseits in Fä.llen AusgleichszulEtge 
O"e~ -a"hrt '\ TP-nC" er"' Inl' Q.J- e . Il t r 1 C"lr.'l",,) ~«) •• 4_ R·;~~("")1r....-cl· ~h..f- ..... ,1..,.,;:. ö w ."~.J.. .... .1. _ , • .L;.)i.. , 1 .• \e~ ,!..c-'-'. !J.J..LL, _ d.v~).;:) __ .\., ... _V u .,.J.. 

das EinkoIDJuen des Ehegatten die zur Bestreitung des 

Lebensunterhaltes zur Verfüg~ng stehendcn Mittel den 

für den Pensionsberechtigten in Betracht kOI'JIIlenden 

Richtsatz 1tJei t überschritten, vlährend anderer::JEü ts 

ein Pensionsberechtigter , der für seinen im gemeinsamen 

Haushalt lebenden mittellosen Ehepartner zu sorgen 

hat, wesentlich schwerer das Auslc:wgen finden konnte. 

Die Geltung des neuen Ehepaarrichtsatzes mußte 

schon deshalb auf die im gemeinsamen Bauohel t le1)cncien 

Ehegatten beschränkt bleiben, weil bei AuflöSUIlg der 

häuslichen Gemeinschaft keine gemeinsame 'Vlirtschafts-
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führung erfolgt und daher die ZusammenreCfu""lUng des 
gesamten Einkommens der Ehepartner nicht gerecht­

fertigt wäreo Die Nichtberücksichtigung des Ein­
kommens der Ehegattin (des Ehegatten) des (der) 
Pensionsberechtigten muß aber andererseits auch die 

Anwendung des niedrigeren Richts~tzes für Allein­
stehende zur Folge habeno 

Diese Regelung steht im Einklang mit den Grund­
sätzen der Regelung des Unterhaltes der Ehegattin 
im bürgerlichen Rechto Während des Bestandes der Ehe 

hat der Mann der Frau den ihm nach § 91 ABGB obliegenden 
Unterhalt grundsätzlich in der Ha1?-sgemeinschaf't und 

da-'l1er in natura zu gewähren (OGH 30s4o"i965, 10b 78/65). 
Die Frau hat keinen Anspruch darauf, daß ihr der Mlli~ 
den Unterhalt außerhalb der ehelichen Gemeinschaft 
gewährt, und sie hat darum auch keinen ~""lspruch darauf, 
daß ihr der Eheman..'Yl zu Zwecken des Unterhaltes außerhalb 

der ehelichen Gemeinschaft Geldbeträge zur Verfügung 
st.ellt e Ausnahmen von dieser aus § 91 ABGB folgenden 
Regel sind alle:rdings denkbar und zulässigo So zQB~ 

für den Fall' der Erkrar..kung der Frau oder i'Jellil der 

Ehemann tatsächlich'und eigenmächtig von seiner, Frau 
getrerL'Ylt lebt (vgl. Klang, KOIDl!lentar zum Allgemeinen 
bürgerlichen 'Gesetzbuch, 1 oBand, 1 .. Halb"band 1964, 

Seite 376 f). Nur in solchen und ähnlichen Ausnahms­
fällen kann es eintreten, daß für einen Ehemann der 
Ausgleichszulagen-Richtsatz für Alleinstehende zur 
Anwendung kommt, ob\'lOhl er für eine Ehegattin zu sorgen 

hat. Das hat aber auf der anderen Seite zur Folge, daß 

bei der Feststellung des Ausgleichszulagenanspruches 
des Ehemannes das Einkommen der ]'rau gänzlich unbe-· 

r'ücksichtigt bleibt. Eine weitere günstige Folge 

dieser Regelung besteht darin, daß im Falle eines 
Pensionsanspruches auch der von ihrem Ehemann ge-
trennt lebenden Ehegattin eine Ausgleichszulage zusteht, 
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wä.h.:rend die im gemeinsamell Haushalt lebenden Ehe­
gatten, für die der Familienrichtsatz gilt, nur 

Anspruch auf eine Ausgleichszulage haben, die zur 
Pension des Mannes zu gewähren isto 

Aus den angeführten Gründen war es durchaus 

beabsichtigt, den Familien~ichtsatz nur für die im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten einzuführen 
und für getrennt lebende Ehegatten keinenhöheren 

Richtsatz festzusetzen als für Einzelpersoneno 

Zu 2): 

Eine allenfalls bestehende Unterhaltspflicht 
eines pensionsberechtigten Ehemannes gegenüber seiner 
nicht im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegattin 

kann bei Feststellung seines Ausgleic~szulagenanspruc:hes 
nicht berücksichtigt vierden" Wohl aber beeinflußt, die 
Höhe der Ausgleichszulage die Unterhaltsverpflichtung .. 
Die Höhe des Unterhaltsa..'1.spruches iivird nämlich einer­
seits durch die Bedürftigkeit der unterhaltsberechtig­
ten Person und andererseits durch die Leistungsfähig­
keit des Unterhaltspflichtigen bestimmtR Die Leistungs­
fähigkeit eines Ausgleichszulagenbeziehers ist von der 
Höhe seiner Pension und Ausgleichszulage abhängig 0 

Gleichgültig wieviele Sorgepflichten Ginen Ehemann 
belasten, muß ihm bei der Festsetzung seiner Unterhal ts-· 
verpflichtung doch eine eigene bescheidene Daseinsgru:ld­

lage, somit der notwendige Unterhalt gevJahrt bleiben 
(Landesgericht Wien 10010 .. 1960, Slg .. EF 6062)~ Für die 

Höhe des notwendigen Existenzminimums stellt die 
Judikatur der Gerichte in diesem Zusammenhang keine 
allgemein gültige Regel auf; sie ivird vielmehr immer 
nach der La.ge des Einzelfalles beurteilt. Die Heran­

ziehung der Regelung des § 5 des Lohnpfändungsgesetzes 
vrurde als den individuellen Verhältnissen nicht gerecht 

. werdend, abgelehnt (I.Jandesgericht für ZRS wien 7 .. 10 .. 1966 
4·3 R 498/66, Slg .. EF 70/+7). Daraus ist zu ersehen, daß 
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es die Gerichte bei der Festsetzung von Unterhalts­

verpf~ichtungen Pensionsberechtigter durchaus in der 
Hand haben, Härten zu vermeiden. 

Zu 3): 

Die Nichtberücksichtigung allenfalls bestehender 
Unterhaltsverpflichtungen gegenüber einer nicht im 

gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegattin bei der Fest­
stellung des Ausgleichszulagenanspruches ist eine 

Konsequenz der Einführung des Farnilienrichtsatzes 
für die im-gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten. 

Dem Bundesministerium für soziale Verwaltung sind 
bisher keine Fälle bekanntgeworden, in welchen die 
Beschrfulkung der Geltung des Familienrichtsatzes auf 
,die im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatte~ zu 
unsozialen Härten geführt hätteo überdies darf nicht 
übersehen werden, daß eine andere gesetzliche Regelung 

die Konsequenz haben müßte, daß auch das Einkommen 
eines getrennt lebenden Ehepartners auf das Einkommen 
des Pensionsberechtigten angerechnet wird. Aus einer 
solchen Regelung ~mrden sich aber zweifellos zahlreiche 

Härten ergeben. 

Wenn mir konkrete Fälle bekan...-v:l.tgegeben 1<,lerc1.en, in 
welchen die Neuregelung des Ausgleichszulagenrechtes 

zu nicht vertretbaren Härten führt, so werde ich diese 

Fälle untersuchen lassen und gegebenenfalls auch für 
eine .Änderung der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 

eintreten. 

Sollten aber für die vorliegende Anfrage finanzielle 

Interessen der Fürsorgeträger im" Zusammenhang mit der 
Bestimmung des § 324 ASVG maßgeblich gev-Jesen sein, so 

vrnrde ich aus diesem Grund keine Veranlassung zu einer 
Änderung der derzeitigen Rechtslage sehen. 
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